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sche Gedankengang auch auf die, wenn auch fÄr Triest entfernte
MÅglichkeit einer Leishmaniosis gelenkt und griff zur Milzpunktion.
Im Milzpunktate typische Formen von Leishmania Donovani. Herr
Prof. Gabbi-Messina-Rom, der in liebenswÄrdiger Weise die
PrÇparate zu kontrollieren die GÄte hatte, bestÇtigte den Befund.

Die Therapie bestand in einer langen intensiven Arsenbehand-
lung, einer Freiluft- und Ruheliegekur, leicht assimilierbarer DiÇt,
Verabreichung von Knochenmark. Die Antimonbehandlung wurde
bekanntlich erst spÇter in die Therapie des Kala-Azar eingefÄhrt.
Eine RÅntgenbehandlung der Milz war in Anbetracht des leuko-
penischen Blutbildes nicht angezeigt. Auf eine von anderer Seite
vorgeschlagene Splenektomie ging ich nicht ein.

20. XI. Blutbefund: E. 3500 000, L. 2500, HÇmoglobin 70 Proz.,
Lymphozyten 17 Proz.. polynukleÇre 53 Proz., grosse mononukleÇre
Leukozyten 30 Proz. Histologisches Blutbild unverÇndert.

MÇrz 1912. Entfieberung; im Mai ein ungefÇhr zweiwÅchiger,
auf ein Panaritium zurÄckzufÄhrender fieberhafter Zustand.

Das Kind verbrachte den Sommer 1912 in einem HÅhenkurorte
(Misurina, Ampezzo), machte in Venedig Ende September ein Drei-
tagsfieber (Pappatacifieber?) durch und war seitdem fieberfrei.

Der vÅllig zurÄckgegangene Milztumor, das normale histo-
logische Blutbild, die Gewichtszunahme von 11600 & im November
1911 auf 15000 & Ende 1912, der lange anhaltende fieberfreie Zu-
stand berechtigte zur Annahme einer Heilung.

Epidemiologisch interessant ist, dass im Hause der Erkrankung
des Kindes die Erkrankung eines Hundes zeitlich vorausgegangen
war, der frÄher einem Segelfahrzeuge angehÅrt hatte, welches
zwischen Triest-Griechenland und SÄditalien verkehrte. Von der
Krankheit des Hundes war leider nur so viel zu eruieren, dass er
wegen fortschreitender Abmagerung und HinfÇlligkeit im Meere er-
trÇnkt wurde. Es ist mit einiger Wahrscheinlichkei anzunehmen,
dass es sich in unserem Falle um eine Einschleppung des Krankheits-
erregers durch den Hund gehandelt haben mag Seitdem habe ich
mehrfach chronische Milztumoren auch in Istrien punktiert, jedoch
immer mit negativem Resultate. Der Fall stellt den bisher fÄr Triest
einzigen, fÄr Europa meines Wissens nÅrdlichsten Fall von Kala-
Azar dar?É).

Die GesetzentwÄrfe gegen die Verhinderung von Geburten.

Von Dr. Fritz Lenz.

Unter den Reichstagsdrucksachen des Jahres 1918 ist ak
Nr. 1287B ein ÑEntwurfeines Gesetzes gegendie Ver-
hinderungvon GeburtenÖ herausgekommen *). Es ist meines
Erachtens Pflicht der Aerzte, dazu Stellung zu nehmien und eventuelle
Bedenken zu Çussern bevor der Entwurf definitiv Gesetz wird. Den
meisten Bestimmungen des Entwurfes wird man freilich ohne wei-
teres zustimmen dÄrfen.

Es heisst darin unter $ 3: ÑWer Mittel, GegenstÇnde
oder Verfahren zur VerhÄtung der EmpfÇngnis
oder zur BeseitigungderSchwangerschaftÅffent-
lich oder durch Verbreitung von Schriften, Ab-
bildungen oder Darstellungen wenm auch in ver-
schleierter Form. ankÄndigt oder anpreist oder
solche Mittel oder GegenstÇmde an Orten, die all-
gemein zugÇnglich sind, ausstellt, wird mit Ge-
fÇngmis bis zueinem Jahre und mit Geldstrafe bis
zu 10000 M. oder mit einer dieser Strafen bestraft.Ö
DarÄber hinausgehend sieht der Entwurf in $ 1 vor. dass der Bundes-
rat auch die gewerbsmÇssige Herstellung, die Einfuhr und den Ver-
kauf dieser Mittel verbieten oder beschrÇnken kann; doch solle dabei
auf die BedÄrfnisse des Schutzes gegen Geschlechtskrankheiten RÄck-
sicht genommenÜ werden. Unter $ 4 heisst es dann: ÑWerÅffent-
lich oder durch Verbreitung von Schriften, Abbil-
dungem oder Darstellungen, wenn auch in ver-
schleierter . Form, seine eigemen oder fremde
Dienste zur Vornahme oderFÅrderungder Beseiti-
gung der Schwangerschaft anbietet, wird mit Ge-
fÇngmis bis zueinem Jahre und mit Geldstrafe bis
zu 10000 M. oder mit einer dieser Strafen bestraft.
Ebenso wird bestraft, wer gewerbsmÇssig Mittel,
GegenstÇnde oder Verfahren zur VerhÄtung der
EmpfÇngnis bei andern Personen anwendet oder
seine eigenem oder fremde Dienste zu ihrer An-
wendung anbietet.Ö

Gegen die Bestimmungen des $ 3 wird sich kaum etwlas Stich-
haltiges einwenden lassen, um so weniger, als nach der BegrÄndung
des Entwurfes nur die bei der Frau angewandten Mittel fÄr Verbote
in Aussicht genommen sind, der Kondom also freibleiben soll. Gegen-
Äber dem geltenden Recht liegt ein Fortschritt darin, dass nun auch
Mittel und GegenstÇnde zur Abtreibung Anlass zu sstrafrechtlichem
Einschreiten geben sollen, was bisher nicht der Fall war, da sie nicht
zu ÑunzÄchtigem GebnaucheáÖ bestimmt sind.

3) Ein spÇter beobachteter, von G. Nigris in der Sitzung vom
19. XI. 12 der Assoc. medic. vorgestellter, Fall mit letalem Aus-
gange stammte von Spalato (Dalmatien) her.

*) Zusammen mit dem Entwurf eines Gesetzes zur BekÇmpfung
der Geschlechtskrankheiten, in C. Heymanns Verlag erschienen und
fÄr 90 Pf. erhÇltlich.
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Der $ 4 stellt insofern einen grossen Fortschritt dar, als er end-
lich eine Handhabe bietet, gegen Inserate, die in verschleierer Form
die Abtreibung anbieten, einzuschreiten. Bisher stand man diesem
Unwesen ziemlich machtlos gegenÄber, weil es an einer strafrecht-
lichen Unterlage fehlte. Hoffentlich werden màm auch endlich die
Inserate jener Äblen populÇren Schriften, in denen ÑAufklÇrung fÄr
EheleuteÖ und Çhnliches versprochen wird, verschwinden. Auch die
Absicht des zweiten Satzes von $ 4, nach dem die gewerbsmÇssige
VerhÄtung der EmpfÇngnis bei andern Personen: bestraft werden soll,
kann zustimmend begrÄsst werden; und doch habe ich Bedenken
gegen die Fassung dieses Satzes. Danach wÄrde nÇmlich z. B. auch
ein Arzt, welcher zum Zwecke der VerhÄtung kranker oder ent-
arteter Nachkommenschaft einer Frau ein Okiklusivpessar einlegt,
strafbar sein. Ob auch die blosse Verordnung von PrÇventivmitteln
strafbar sei, bleibt zweifelhaft.. In der BegrÄndung des Entwurfes
heisst es zwar: ÑDas Verbot der gewerbsmÇssigen Anwendung
empfÇngnisverhÄtender Mittel trifft nach allgemeinen Rechtsgrund-
sÇtzen nicht (den Arzt, soweit im Einzelfalle die VerhÄtung der
EmpfÇngnis nach den Regeln Çrztlicher Kunst aus gesundheitlichen
GrÄnden geboten ist.Ö Als gesundheitlich geboten werden aber nur
solche FÇlle anerkannt, in denen der Eintritt einer Schwangerschaft
oder einer Entbindung schwere unmittelbare Gefahr fÄr Leib und
Leben der Frau mit sich bringt. Es wird also dieselbe strenge
Indikationsstellung, welche fÄr die kÄnstliche Unterbrechung der
Schwangerschaft gilt, auch fÄr die VerhÄtung gefordert. Ueberhaupt
leidet die BegrÄndung des Gesetzentwurfes an einem Durcheinander-
werfen der Gesichtspunkte fÄr die kÄnstliche Unterbrechung und
jener fÄr die VerhÄtung der Schwangerschaft. Vom Çrztlichen und
sozialhygienischen Standpunkte ist hier aber eine klare und deut-
liche Unterscheidung notwendige. WÇhrend die Ansichten Äber die
ZulÇssigkeit der sog. sozialen und der eugenischen Indikation fÄr die
Çrztliche Schwangerschaftsunterbrechung sehr geteilt sind, befÄrwortet
die Mehrzahl der Aerzte die Anwendung von VerhÄtungsmitteln,falls
mit einer gewissen Wahrscheinlichkeit minderwertige Nachkommen-
schaft zu erwarten ist. Diesen Standpàmkt teilt z. B. auch ein so
vorsichtiger Beurteiler wie Prof. Friedrich Martius indem Plac-
zekschen Handbuch Äber kÄnstliche Fehlgeburt und kÄnstliche Un-
fruchtbarkeit. Auch ich bin der Meinung, dass dem Arzte die Ver-
ordnung und Anwendung vonPrÇventivmitteln aus sozialer und eugeni-
scher Indikation gestattet sein. dass also der $4 entsprechend geÇndert
werden sollte. FÄr Çrztliche Unterbrechung der Schwangerschaft und
kÄnstliche Unfruchtbarmachung dagegen mÄssen wir meines Erachtens
die soziale Indikation unbedingt und die eusenische immerhin bedingt
ablehnen. Die sog. soziale Indikation trÇgt Äberhaupt ihren Namen
zu Unrecht; es handelt sich dabei vielmehr um wirtschaftliche Motive
und nicht einmal um sozialwirtschaftliche, sondern um privatwirt-
schaftliche. Damit hat der Arzt also nichts zu tun. Andererseits ist
gerade die eugenische Indikation eine soziale; denn es liegt ent-
schieden ein wesentliches soziales Interesse des Staates vor. dass
Personen, von denen mit .Wahrscheinlichkeit minderwertige Nach-
kommen zu erwarten sind, keine Kinder bekommen. Zugleich ist die
eugenische Indikation auch eine echt Çrztliche; denn der Arzt ist nicht
nur zur BekÇmpfung schon bestehender Leiden berufen. die er im den
meisten FÇllen doch nicht wirklich heilen kann, sondern auch die
VerhÄtung der Entstehung neuer Leiden ist seine Aufgabe. Die Ent-
scheidung Äber die kÄnstliche Unfruchtbarmachung aus eugenischer
Indikation darf aber nicht in die Hand des einzelnen Arztes geleert
werden; das wÄrde gar zu leicht zu MissbrÇuchen fÄhren. DafÄr

aufgestellt werden. wie das in mehreren Staaten Nordamerikas schon
geschehen ist. Vorerst ist aber die Zeit hierfÄr noch nicht ge-
kommen, da bei uns weite Kreise den Gefahren, die dem Staate
aus minderwertirer Nachkommenischaft erwachsen, noch vÅllig ver-
stÇndnislos gegenÄberstehen. Die Sterilisierung aus eugenischer Indi-
kation muss also vorerst bei uns verboten werden. obwohl einige sehr
bedeutende Aerzte schon jetzt dafÄr eintreten Damitaber dem
Arzte, der nicht nursyvmptomatisch einige Leiden
der gegenwÇrtigen Generation lindern will, nicht
die Waffen im Kampie geren jenes unsÇgliche
Elend, das aus der Geburt Entarteter ertsprinet.
ganz und gar aus der Hand geschlagen werden,
muss ihm wenigstens die Verordnung und Anwen-
dung von PrÇventivmittelm aus eugenischer Indi-
kation schon heute gestattet sein. Der $ 4 muss
also einmeFEinschrÇnkung erkalten.

Inzwischen ist nun unter Nr. 1717 der Reichstaesdrucksachen ein
weiterer Gesetzentwurf erschienen, der sich Ñgegen Un-
fruchtbarmachung und Schwangerscha ftsunter-
brechungÖ richtet. Es heisst darin unter $ 1: ÑEingriffe
oder Verfahren zum Zwecke der Beseitigung der
Zeugungs- oder GebÇrfÇhigkeit eimes anderen
oder der Frucht einer Schwangeren sind nur zur
Abwendung einer schweren. anders nicht zu be-
seitigenden Gefahr fÄr Leib oder Leben der be-
handeltenPerson zulÇssigundnureinemstaatlich
anerkannten (anprobierten) Arzte erlaubtÖ. m$2
wird fÄr derartige ÑEingriffe oder VerfahrenÖ die Anzeigenflicht vor-
gesehen, und in $ 3 heisst es dann: ÑWer vorsÇtzlich die
Zeugunges- oder GebÇrfÇhigkeit eines andern mit
dessen Einwilligung beseitiet, ohnenach$ I hier-
zu befugt zu sein, wird mit Zuchthaus bis zu drei
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Jahrem bei mildernden UmstÇnden mit GefÇngnis
nicht unter eimem Momat bestraft.Ö Weiter wird auch
jeder, der einen solchen Eingriff an sich vornehmen lÇsst, mit Ge-
fÇngnisstrafe bedroht.

Die Bestimmungen Jieses Entwurfes berÄhren sich in manchen
Punkten mit denen des Entwurfes 1287 B, gehen aber z. T. weit
darÄber hinaus. Meines Erachtens kann aber ein BedÄrfnis nach
weitergehenden Sirafbestimmungen nicht anerkannt
Unterbrechung der Schwangerschaft olàne genÄgende Indikation bzw.
die Abtreibung ist bereits durch die $$ 218 und 219 dies Reichsstraf-
gesetzbuches mit schwerer Strafe belegt; und die kÄnstliche Sterili-
sierung wÇre nach $ 4 des Entwurfes 1287 B mit GefÇngnis bis zu
einem Jahre zu bestrafen. Das sollte doch wohl ausreichend sein.
Durch den Entwurf 1717 aber wird ein. Arzt, welcher aus zu weit-
gehender HumanitÇt eine eugenische Sterilisierung vornimmt, mit
einem Roheitsverbrecher, der aus Rache oder Çhnlichen Motiven ie-
manden gewalttÇtig kastriert, auf eine Stufe gestellt... Dagegen muss
sich meines Erachtens der ernste Einspruch auch jener Aerzte richfem,
welche persÅnlich die soziale oder eugenische Indikation nicht an-
erkenmen. Es gibt sehr ernste und sittlich hochstehende Aerzte,
welche Sterilisierungen aus sozialer oder eugenischer Indikation fÄr
wÄnschenswert halten und welche z. T. solche auch ausgefÄhrt haben.
Diese sind Äberzeugt, dass sie damit auch im wohlverstandenen
Interesse des Staates handeln; und wenn die Indikation. gewissenhaft
gestellt wird, so ist das sicher auch der Fall. PersÅnlich bin ich zwar,
wie gesagt, nicht der Meinung, dass man die eugenische Sterilisierung
dem Ermessen des einzelnen Arztes Äberlassen dÄrfe; darum braucht
man aber nicht gleich einen Arzt, der einer etwas weitherzigen
Indikation gefolgt ist, ins Zuchthaus zu stecken. Man wird mir viel-
leicht einwenden wollen, der Entwurf 1717 richte sich 'gar nicht in
erster Linie gegen Aerzte; die ÑBegrÄndungÖ des Entwurfes lÇsst aber
leider keinen Zweifel darÄber, und praktisch kommt ia auch 'kaum
iemand anders fÄr die Vornahme von Sterilisierungen im Be-
tracht.

Wenn erst die Einsicht allgemeiner sein wird, dass aus ent-
artetem Nachwuchs schwerster Schaden fÄr Staat und Volk er-
wÇchst. so mÄssen wir dahin kommen, dass der Staat selber die
VerhÄtung minderwertigen Nachwuchses in die Hand nimmt. Das
kannà auf vielerlei Weise geschehen und die kÄnstliche Sterilisierung
ist nur ein verhÇltnismÇssig untergeordnetes áMittel dazu. Auch die
Deutsche Gesellschaft fÄr Rassenhygiene hat in' ihren LeitsÇtzen zur
Geburtenfrage eine Ñgesetzliche Regelung des Vorgehens in solchen
FÇllen, wo Unterbrechung der Schwangerschaft oder Unfruchtbar-
machung Çrztlich geboten erscheintÖ, gefordert. In der .ÑBegrÄndungá
des Entwurfes 1717 aber wird die rassenhygienische wie Äberhaupt
iede soziale Indikation ohne weiteres abgelehnt. Die Frage der
QualitÇt des Nachwuchses wird darin Äberhaunt nicht erÅrtert, obwohl
sie fÄr die Zukunft eines Volkes von noch entscheidenderer Be-
deutung ist als die der QuantitÇt. ZukÄnftige Geschlechter werden
es kaum begreifen kÅnnen, dass.man im unseren Taren meinte, die
wichtigste aller "menschlichen und staatlichen Angelenheiten. die âe-
sunde Fortpflanzung des Volkes, mit ein paar Paragraphen rechtlich
regeln zu kÅnnen, wÇhrend man fÄr die Regelune des Eigentiums-
rechtes eine Unzahl Paragraphen aufgeboten hat. Diese unverhÇltnis-
mÇssige KÄrze, welche aus einer ungenÄgenden EinschÇtzung der
Wichtigkeit der Sache entspringt, ist auch die Ursache davon, dass
die EntwÄrfe so viele offene Fragen lassen. So kÅnnte man darÄber
streiten. ob nach dem Entwurf 1287 B oder nach 1717 dem Arzte die
Anwendung des Okklusivpessars verboten sein soll oder nicht. So
wie ich die ÑBegrÄndungenÖ verstehe, welche nirgends einen klaren
Unterschied der Indikationen zur Sterilisierumg und jener der An-
wendung von PrÇventivmitteln machen, ist es die áAbsicht der Ver-
fasser, dass auch die eurenische Anwendung von PrÇventivmitteln
durch den Arzt unter Strafe âestellt werden. soll. Auch das Finleren
eines Okklusivpessars durch den Arzt ist ein ..Verfahren zum Zwecke
der Beseitigung der Zeugungs- oder GebÇrfÇhigkeit eines anderná.
wÄrde also nach dem Entwurf 1717 mit GefÇngnis, wenn nicht mit
Zuchthaus zu bestrafen sein, auch wenn es aus dringender ewgenischer
Indikation erfolet. Der Umstand. dass die ZeurungsfÇhiefkeit mehr
oder weniger leicht wiederhergestellt werden kann, macht nach
inristischem Urteil rechtlich keinen Unterschied. In irgend einer
Weise aber sollte man doch dem Arzte. der die SchÇdieune von
Familie, Volk und Staat durch die erblich Minderwertigen erkannt
hat, die MÅglichkeit lassen, in FÇllen, wo mit Äberwierender Wahr-
scheinlichkeit entartete Nachkommenschaft zà erwarten wÇre. die
Zeugung zu verhindern. Wir kÅnnen doch nicht wieder zu iener Fort-
nflanzungsweise zurÄckkehren. die alles dem blinden Zufall iiher-
lÇsst und nachher in einer seltsamen Auffassung gÅttlichen Waltens
die Geburt von Minderwertigen als eÅttliche FÄrung hinstellt.

Gutheissen kann ich an dem Entwurf 1717 die dort vorgesehene
Meldepflicht fÄr Schwangerschaftsunterhrech-
ungen und Sterilisierungen durch den Arzt und das Ver-
hot der Kurnfuscherei in diesen Dinren. Durch (die Meldenflicht
wÄrde MissbrÇuchen vom seiten der Aerzte genÄgen vorrebeuet
werden kÅnnen: im Äbrigen 'laube ich Äberhaupt nicht, dass von
Aerzten ausgefÄhrte Fineriffe fÄr den Geburtenausfall oder auch nr
fÄr die Masse der kÄnstlichen Fehlgeburten eine wesentliche Rolle
spielen. Noch besser wÇre daher eine Meldepflicht auch fÄr iene
Schwangerschaftsunterbrechàmeen bzw. Ahorte. die der Arzt nicht
einleitet, sondern erst nachtrÇglich in Behandlung bekommt; ohne diese

Erweiterung der Meldepflicht wÇre auch eine Umgehung der Anzeige
Çrztlicher Eingriffe zu befÄrchten.

Aus àden angegebenen GrÄnden mÅchte ich glauben, dass folgende
Fassung einer Gesetzesbestimmung zweckmÇssig sein wÄrde: ÑEin-
geriffe zum Zwecke der Unfruchtbarmachung oder
der Schwangerschaftsunterbrechung sind nur
approbierten Aerzten und nur ausÇrztlicher Indi-
kation erlaubt. Der Arzthat solche Eingriffe dem
zustÇndigen beamteten Arzte mit Angabe ausrei-
chender GrÄnde seines Vorgehens anzuzeigen.
Ebenso sind FÇlle von Schwangerschaftsunter-
brechungen, dieder Arztnicht herbeigefÄhrt. son-
dern erst machtrÇglich in seine Behandlung be-
kommen hat, anzuzeigen.Ö Diese Bestimmung wÇre am
besten nicht als ein besonderes Gesetz aufzustellen, sondern kÅnnte
dem Entwurfe 1287 B angefÄgt werden.

In der ÑBegrÄndungÖ -des Entwurfes 1717 sind LeitsÇtze der
Kgl. Preuss. wissenschaftlichen Deputation fÄrdas
Medizimalwesen, BeschlÄsse des Reichsgesundheits-
rates und LeitsÇtze des Çrztlichen Kreisvereins Mainz
Äber Sterilisierung und kÄnstlichen Abort angefÄhrt, in denen fest-
gestellt wird, dass der Arzt nur aus medizinischer Indikation die
Schwangerschaft unterbrechen oder sterilisieren dÄrfe und wo eine
Meldepflicht dafÄr vorgeschlagen wird. Auch sonst kann man diesen
SÇtzen m. E. durchaus zustimmen. Von: einem Verbot der Çrztlichen
Auwendung von PrÇventivmitteln oder von Zuchthausstrafe fÄr weit-
herzige Indikationen steht darin nichts.

Umstritten ist die Frage, ob auch mach dem bisherigen Recht die
Sterilisierung verboten sei. Mianche Juristen vertreten die Auffassung,
dass sie als vorsÇtzliche KÅrperverletzung und zwar als schwere
(Verlust der ZeugungsfÇhigkeit) aufzufassen und demgemÇss nach
$ 225 R.St.G. mit Zuchthaus zu bestrafen sei. Ich halte diese Deutung
auch iuristisch nicht fÄr haltbar. Der Zweck der KÅrperverletzungs-
paragraphen ist doch der Schutz von Leib und Leben der Staats-
bÄrger. Ein Eingriff mit Einwilligung des Operierten kann also nicht
als KÅrperverletzung strafbar sein, genau so wenig wie eine andere
Operation es ist. 'Wenm ingendwo, so muss hier der Grundsatz
gelten: volenti non fit iniuria. Damit ist freilich nicht gesagt, dass
der Eingriff nun straflos sein solle. áAber der, welcher die iniuria
erleidet, ist in diesem Falle nicht der Operierte, sondern der Staat.
Eine Sterilisierung aus ungenÄgender Indikation verstÅsst gegen das
Interesse des Staates an zahlreichem gesundem Nachwuchs. Sie
muss daher strafbar sein, aber áeben nicht als KÅrperverletzung,
sondern es ist eine besondere Bestimmung dafÄr nÅtig. In ädieser
Hinsicht wÇre der $ 4 des Entwurfes 1287 B berufen, eine LÄcke aus-
zufÄllen, wenn er nicht_aus den obenerwÇhnten GrÄnden zu Bedenken
Anlass bÅte (weil,er nÇmlich diã Anwendung von PrÇventivmitteln auf
eine Stufe mit der Sterilisierung stellt).

Im Äbrigen ist dringend vor der Auffassung zu warnen, als kÅnne
durch Strafbestimmungen etwas irgendwie Erhebliches gegen den Ge-
burtenrÄckgan'g ausgerichtet werden. ÑDie WaffemdesStraf-
rechts sind fÄr den Kampf gegen den mangelnden
Zeugungswillen zu stumpfÖ, so sagt mit Recht der Straf-
rechtslehrer v. Lilienthal. Strafbestimmungen sind ia so wohifeil,
geistig wie materiell, und sie erwecken gar zu leicht den Anschein,
als sei nun alles in Ordnung. Die Gefahr liegt nur zu nahe, dass
man sich beruhigt, wenn manà ein ÑGesetz gegen die Verhinderung
von GeburtenÖ hat. áAusserdem mÄssen wir auch den blossen An-
schein vermeiden, als bestehe die BevÅlkerungspolitik wesentlich aus
Polizei- und Zwangsmassnahmen. Diese sind immer unbeliebt und
bewirken: daher auf einem Gebiete, wo man auf den guten Willen
und die Einsicht der BevÅlkerung angewiesen ist. ziemlich sicher das
Gegenteil von dem, was man erstrebt. Die WiderstÇnde materieller
und ideologischer Natur gegen eine durchgreifende BevÅlkerungs-
politik sind ohnehin schon gross genug; man soll ihnen nicht moch
meuwe Nahrung geben. Die Aufgabe einer wahrhaft weitsichtigen
BevÅlkerungspolitik ist nicht, jene Leute, die keine Kinder haben
wollen, gegen ihren Willen dazu zu zwingen, sondern vielmehr solchen
tÄchtigen. Volksgenossen, die sich Kinder wÄnschen, die wirtschaft-
liche MÅglichkeit zu ihrer Aufzucht zu verschaffen. Nicht Zwang
zur Kindererzeugung also. sondern Hilfe zur Aufzucht. FÄr das Volk
als Ganzes ist daher eine kraftvolle und zielbewusste Çussere Politik,
welche wirtschaftlichen Lebensraum und insbesondere Neuland zur
Ausdehnung der vÅlkischen Siedelungen schafft, zugleich die beste
BevÅlkerungspolitik. Innerhalb des Volkes aber gilt es, durch gross-
zÄgige Ausgleichsmassnahmen Lebensraum fÄr tÄchtige Familien
gegenÄber den Jungggesellen und Kinderlosen zu schaffen So allein
beleben wir auch wieder den schwindenden Zeugungswillen und das
sittliche Bewusstsein der Pflicht zur Kinderaufzucht. Positive
Rassenhygienegilt es zu leisten, dienegative ist von hÅchst
untergeordneter Bedeutung. Von Eheverboten und Sterilisierungen ist
eine Gesundung der Rasse nicht zu erhoffen; ichá mÅchte das an
dieser Stelle nachdrÄcklich betonen, damit der Leser nicht meine,
dass mir diese Art amerikanischer Eugenik besonders am Herzen
liege. Das Negativste auf dem Gebiete der BevÅlkerungspolitik aber
sind Polizeimassnahmen und Strafbestimmungen, obwohl sie nicht
vÅllig entbehrt werden kÅnnen. Nur dÄrfen wir keine Zeit verlieren.
Äber diese Vorstufe hinwer zu einer wirklich aufbauenden BevÅlke-
rungspolitik zu kommen, die allein unser Volk retten kann.


